14. JANUAR 2022 - Königlicher Erlass über die Bewertung im föderalen öffentlichen Dienst


(Belgisches Staatsblatt vom 2. April 2026)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST POLITIK UND UNTERSTÜTZUNG


14. JANUAR 2022 - Königlicher Erlass über die Bewertung im föderalen öffentlichen Dienst


			PHILIPPE, König der Belgier,

		Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


	Aufgrund der Verfassung, der Artikel 37 und 107 Absatz 2;

	Aufgrund des Gesetzes vom 16. März 1954 über die Kontrolle bestimmter Einrichtungen öffentlichen Interesses, des Artikels 11 § 1 Absatz 1, wie durch das Gesetz vom 24. Dezember 2002 ersetzt;

	Aufgrund des Gesetzes vom 22. Juli 1993 zur Festlegung bestimmter Maßnahmen in Bezug auf den öffentlichen Dienst, des Artikels 4 § 2 Nr. 1, wie durch das Gesetz vom 20. Mai 1997 abgeändert;

	Aufgrund des Königlichen Erlasses vom 2. Oktober 1937 zur Festlegung des Statuts der Staatsbediensteten;

	Aufgrund des Königlichen Erlasses vom 7. August 1939 über die Bewertung und die Laufbahn der Staatsbediensteten;

	Aufgrund des Königlichen Erlasses vom 12. Juni 2006 zur Regelung des Erwerbs der Eigenschaft als Staatsbediensteter durch die Militärperson durch Übertragung;

	Aufgrund des Königlichen Erlasses vom 15. Januar 2007 über die Mobilität statutarischer Bediensteter im föderalen administrativen öffentlichen Dienst;

	Aufgrund des Königlichen Erlasses vom 24. September 2013 über die Bewertung im föderalen öffentlichen Amt;

	Aufgrund des Königlichen Erlasses vom 25. April 2017 über die intraföderale Mobilität von Personalmitgliedern föderaler Dienste zu Diensten, die den Gerichtsbehörden beistehen;

	Aufgrund des Königlichen Erlasses vom 26. April 2017 über die intraföderale Mobilität von Personalmitgliedern, die der Gerichtsbehörde beistehen, und zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 12. Juni 2006 zur Regelung des Erwerbs der Eigenschaft als Staatsbediensteter durch die Militärperson durch Übertragung;

	Aufgrund des Königlichen Erlasses vom 13. Juli 2017 zur Festlegung der Zulagen und Entschädigungen der Personalmitglieder des föderalen öffentlichen Dienstes;

	Aufgrund des Ministeriellen Erlasses vom 13. Januar 2016 zur Billigung der gemeinsamen Geschäftsordnung der Widerspruchsausschüsse für Bewertungen;

	Aufgrund der Stellungnahme des Finanzinspektors vom 22. Juni 2021;

	Aufgrund des Einverständnisses der Staatssekretärin für Haushalt vom 29. Juni 2021;

	Aufgrund der Stellungnahme des Kollegiums der Öffentlichen Einrichtungen für Soziale Sicherheit vom 25. Juni 2021;

	Aufgrund des Protokolls Nr. 773 des Ausschusses der föderalen, gemeinschaftlichen und regionalen öffentlichen Dienste vom 10. November 2021;

	Aufgrund des Gutachtens Nr. 70.573/4 des Staatsrates vom 22. Dezember 2021, abgegeben in Anwendung von Artikel 84 § 1 Absatz 1 Nr. 2 der am 12. Januar 1973 koordinierten Gesetze über den Staatsrat;

	In der Erwägung, dass für das reibungslose Funktionieren und die Kontinuität des öffentlichen Dienstes ein Wirksamwerden des vorliegenden Königlichen Erlasses zum 1. Januar 2022 erforderlich ist, was einen harmonischen Übergang zwischen dem alten und dem neuen Bewertungssystem gewährleistet und dem allgemeinen Interesse dient;

	Auf Vorschlag der Ministerin des Öffentlichen Dienstes und aufgrund der Stellungnahme der Minister, die im Rat darüber beraten haben,


		Haben Wir beschlossen und erlassen Wir:


TITEL I - Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen und Grundlagen


	Artikel 1 - Vorliegender Erlass findet Anwendung auf Personalmitglieder des föderalen öffentlichen Dienstes. Er findet jedoch keine Anwendung auf wissenschaftliches Personal der wissenschaftlichen Einrichtungen.

	Vorliegender Erlass findet keine Anwendung auf Mandatsinhaber.

	In vorliegendem Königlichen Erlass verwendete Maskulina sind generische Maskulina.


	Art. 2 - Für die Anwendung des vorliegenden Königlichen Erlasses gelten folgende Begriffsbestimmungen:

	1. föderaler Dienst: ein föderaler öffentlicher Dienst oder ein föderaler öffentlicher Programmierungsdienst und Dienste, die ihnen unterstehen, das Ministerium der Landesverteidigung und Dienste, die ihm unterstehen, oder eine der in Artikel 1 Nr. 3 des Gesetzes vom 22. Juli 1993 zur Festlegung bestimmter Maßnahmen in Bezug auf den öffentlichen Dienst erwähnten juristischen Personen,

	2. föderaler öffentlicher Dienst: Gesamtheit der föderalen Dienste,

	3. föderale öffentliche Dienste: föderale öffentliche Dienste und föderale öffentliche Programmierungsdienste und Dienste, die ihnen unterstehen,

	4. öffentliche Einrichtungen für soziale Sicherheit: Einrichtungen, die unter die Anwendung des Königlichen Erlasses vom 3. April 1997 zur Festlegung von Maßnahmen im Hinblick auf die Einbeziehung öffentlicher Einrichtungen für soziale Sicherheit in die Verantwortung in Anwendung von Artikel 47 des Gesetzes vom 26. Juli 1996 zur Modernisierung der sozialen Sicherheit und zur Sicherung der gesetzlichen Pensionsregelungen fallen,

	5. Einrichtungen öffentlichen Interesses: in Artikel 1 Nr. 3 des vorerwähnten Gesetzes vom 22. Juli 1993 erwähnte juristische Personen, die keine öffentlichen Einrichtungen für soziale Sicherheit sind,

	6. Bewerter: hierarchischer Vorgesetzter eines Personalmitglieds oder funktioneller Vorgesetzter, dem der hierarchische Vorgesetzte die Bewertungsaufgabe übertragen hat,

	7. hierarchischer Vorgesetzter: Bediensteter, dem der Generaldirektor oder, in dessen Ermangelung, der leitende Beamte oder sein Beauftragter die Verantwortung über einen Dienst oder ein Team zugewiesen hat und der demzufolge die direkte Amtsgewalt über die Personalmitglieder dieses Dienstes oder dieses Teams ausübt,

	8. funktioneller Vorgesetzter: Bediensteter, Vertragsbediensteter oder statutarischer Bediensteter, der sich in einer anderen Rechtsstellung befindet und der unter der Verantwortung des hierarchischen Vorgesetzten eines Personalmitglieds in der täglichen Ausübung seines Amtes ein Verhältnis der direkten Amtsgewalt über dieses Personalmitglied hat,

	9. Personalmitglied: Arbeitnehmer, der von einem föderalen Dienst beschäftigt wird,

	10. Bediensteter: Personalmitglied eines föderalen Dienstes, dessen Arbeitsverhältnis mit der Behörde einseitig von dieser Behörde bestimmt wird,

	11. Personalmitglied auf Probe: Bediensteter, der eine Probezeit absolviert, nicht endgültig ernannt ist und in dieser Funktion keinen Eid geleistet hat,

	12. Vertragsbediensteter: Personalmitglied, das im Rahmen eines Arbeitsvertrags bei einem föderalen Dienst angestellt ist,

	13. Mandatsinhaber: Bediensteter, der im Rahmen eines befristeten Mandats eine Management- oder Führungsfunktion ausübt,

	14. leitender Beamter: der Präsident des Direktionsausschusses eines föderalen öffentlichen Dienstes, der Präsident eines föderalen öffentlichen Programmierungsdienstes, der leitende Beamte einer öffentlichen Einrichtung für soziale Sicherheit oder einer Einrichtung öffentlichen Interesses oder der Bedienstete, der mit der täglichen Geschäftsführung einer solchen Einrichtung beauftragt ist, oder der Bedienstete, der den Vorsitz des Direktionsrates des Ministeriums der Landesverteidigung führt,

	15. Generaldirektor: Mandatsinhaber, der einem Personalmitglied hierarchisch am nächsten steht, mit Ausnahme des leitenden Beamten,

	16. Direktor: hierarchischer Vorgesetzter, der kein Mandatsinhaber ist und einem Bediensteten, der selbst hierarchischer Vorgesetzter anderer Personalmitglieder ist, hierarchisch am nächsten steht, mit Ausnahme des leitenden Beamten,

	17. P&O-Direktor: der Direktor des Führungsdienstes Personal und Organisation oder in föderalen Diensten, in denen diese Funktion nicht zugewiesen ist, der verantwortliche Bedienstete des Dienstes, der mit dem Personalmanagement beauftragt ist, oder, in dessen Ermangelung, der verantwortliche Bedienstete des Personaldienstes,

	18. Bewertung: beschreibende Beurteilung der Arbeitsweise, der Kompetenzen und der Fertigkeiten des Personalmitglieds,

	19. Bewertungszyklus: Prozess, der den Rhythmus der Bewertung bestimmt, von der Funktionsbeschreibung und/oder der Festlegung der Ziele bis hin zu ihrer abschließenden Beurteilung,

	20. Unterstützungsparcours: maßgeschneiderte Begleitung, die zwischen dem Bewerter und dem Personalmitglied mit Unterstützung des P&O-Direktors vereinbart wird,

	21. geleisteter Tag: Tag, halber Tag oder gegebenenfalls Stunden, an denen das Personalmitglied tatsächlich gemäß dem Arbeitsstundenplan arbeitet, den es mit der Behörde, der es untersteht, vereinbart hat,

	22. Werktag: alle Wochentage mit Ausnahme der Samstage, Sonntage und Feiertage,

	23. Probezeit: Bewertungszyklus eines Personalmitglieds auf Probe,

	24. Funktionsbeschreibung: Beschreibung des Funktionsziels, der damit verbundenen Ergebnisse, der Funktionsanforderungen und des Funktionsrahmens, in dem ein Personalmitglied arbeitet.

	Der in den Begriffsbestimmungen von Absatz 1 Nr. 9, 10 und 12 erwähnte Begriff "Personalmitglied" ist als "Mitglied des Zivilpersonals" zu verstehen, wenn er sich auf das Ministerium der Landesverteidigung bezieht.


	Art. 3 - Eine Bewertung beruht auf folgenden Kriterien:

	1. Verwirklichung von Leistungszielen, die beim Bewertungszyklusgespräch festgelegt und gegebenenfalls im Laufe der Bewertung, insbesondere bei Mitarbeitergesprächen, angepasst worden sind,

	2. Entwicklung von Kompetenzen des Personalmitglieds, die im Rahmen seiner Funktion nützlich sind.



	Die Bewertung bietet die Möglichkeit, über die Entwicklung des Personalmitglieds zu verschiedenen Schlüsselmomenten in seiner Laufbahn nachzudenken, insbesondere wenn das Personalmitglied dem Wunsch oder der Möglichkeit einer Weiterentwicklung, Laufbahnentwicklung oder beruflichen Neuorientierung gegenübersteht.

	Der vom Personalmitglied geäußerte Wunsch oder die Möglichkeit der Weiterentwicklung, Laufbahnentwicklung oder beruflichen Neuorientierung kann nicht als Grundlage für die Bilanz genutzt werden, die beim Bewertungszyklusgespräch oder bei irgendeinem anderen Gespräch durchgeführt wird.


	Art. 4 - Der Föderale Öffentliche Dienst Politik und Unterstützung begleitet die föderalen Dienste bei der Umsetzung der Bewertungszyklen.

	Alle föderalen Dienste legen dem Föderalen Öffentlichen Dienst Politik und Unterstützung jedes Jahr vor dem 1. Mai einen vollständigen Bericht über die Bewertungen des Vorjahres vor. Der Bericht wird dem Ausschuss der föderalen, gemeinschaftlichen und regionalen öffentlichen Dienste übermittelt.




TITEL II - Bewertungen von Personalmitgliedern, die keine Personalmitglieder auf Probe sind


KAPITEL 1 - Bewertungszyklus, Gespräche, Berichte und Verfahren


	Art. 5 - Ein Bewertungszyklus dauert zwölf Monate.

	Der föderale Dienst legt das Datum fest, an dem der Bewertungszyklus jedes Jahr beginnt.

	Der Bewertungszyklus beginnt jedoch:

	1. bei Ernennung eines Bediensteten, bei Beförderung eines Bediensteten in die höhere Stufe oder Klasse oder nach einer Mobilität von Amts wegen oder Zurverfügungstellung,

	2. für einen Vertragsbediensteten am ersten Tag der Vertragserfüllung,

	3. am ersten Tag eines Funktionswechsels,

	4. bei Feststellung des Abschlusses eines Unterstützungsparcours,

	5. bei Erteilung der Note "ungenügend".

	Bewertungszyklen folgen einander automatisch, unbeschadet der in vorliegendem Königlichen Erlass vorgesehenen abweichenden Maßnahmen.

	In Abweichung von Absatz 4 und unbeschadet der Artikel 3 und 7 § 1 Absatz 1 kann der leitende Beamte beschließen, die Bewertungszyklen der Personalmitglieder seines föderalen Dienstes, deren Bewertungszyklus auf der Grundlage von Artikel 7 § 2 erneut aktiviert wird, am selben Datum zu beginnen.


	Art. 6 - § 1 - Im Laufe eines Bewertungszyklus findet zwischen dem Bewerter und dem Personalmitglied ein Bewertungszyklusgespräch statt.

	Das Bewertungszyklusgespräch besteht aus zwei Teilen:

	1. Festlegung der Ziele, die dem Personalmitglied in Anwendung von Artikel 3 Absatz 1 zugewiesen werden müssen, die sogenannte Planung,

	2. Bewertung des Personalmitglieds in Bezug auf die Ziele, die für das Personalmitglied in Anwendung von Artikel 3 Absatz 1 festgelegt worden sind, die sogenannte Bilanz.

	§ 2 ­ Unbeschadet von § 1 Absatz 2 Nr. 1 einigen sich der Bewerter und das Personalmitglied zu Beginn des Bewertungszyklus und vor der Planung auf die Funktionsbeschreibung, wenn das Personalmitglied endgültig ernannt wird, angestellt wird, die Funktion wechselt, sein Unterstützungsparcours abgeschlossen wird oder nachdem ihm die Note "ungenügend" erteilt worden ist. Die Funktionsbeschreibung wird nach bedeutenden Veränderungen der Funktion angepasst.

	Kann kein Konsens erzielt werden, so organisiert der P&O-Direktor oder sein Beauftragter eine Vermittlung. Scheitert die Vermittlung, so legt der Direktor oder, in dessen Ermangelung, der Generaldirektor die Funktionsbeschreibung durch einen mit Gründen versehenen Beschluss fest.


	Art. 7 - § 1 - Bewerter und Personalmitglied einigen sich auf der Grundlage der Funktionsbeschreibung und gegebenenfalls der angepassten Funktionsbeschreibung auf Leistungsziele und auf Ziele in Bezug auf die persönliche Entwicklung.

	Kann kein Konsens erzielt werden, so organisiert der P&O-Direktor oder sein Beauftragter eine Vermittlung. Scheitert die Vermittlung, so legt der Direktor oder, in dessen Ermangelung, der Generaldirektor auf der Grundlage der Funktionsbeschreibung und gegebenenfalls der angepassten Funktionsbeschreibung die Leistungs- und Entwicklungsziele durch einen mit Gründen versehenen Beschluss fest.

	Gegebenenfalls sind Leistungsziele mit der Ausübung gewerkschaftlicher Vorrechte vereinbar, wie bestimmt im Gesetz vom 19. Dezember 1974 zur Regelung der Beziehungen zwischen den öffentlichen Behörden und den Gewerkschaften der Bediensteten, die von diesen Behörden abhängen, und im Königlichen Erlass vom 28. September 1984 zur Ausführung des Gesetzes vom 19. Dezember 1974 zur Regelung der Beziehungen zwischen den öffentlichen Behörden und den Gewerkschaften der Bediensteten, die von diesen Behörden abhängen.

	§ 2 - Bei der in Artikel 6 § 1 Absatz 2 Nr. 2 erwähnten Bilanz und unbeschadet von Artikel 13 bringt die Verwirklichung der Leistungs- und Entwicklungsziele in Anwendung von Artikel 6 § 1 Absatz 2 Nr. 1 die Aktivierung des nächsten Bewertungszyklus des Personalmitglieds mit sich.

	§ 3 - In Abweichung von § 2 bringt die Nicht-Verwirklichung der Leistungs- und Entwicklungsziele in Anwendung von Artikel 6 § 1 Absatz 2 Nr. 1, die gegebenenfalls im Laufe des Bewertungszyklus angepasst worden sind, bei der in Artikel 6 § 1 Absatz 2 Nr. 2 erwähnten Bilanz und unbeschadet der Artikel 11, 13 und 23 Folgendes mit sich:

	1. Unterstützungsparcours,

	2. Erteilung der Note "ungenügend".

	§ 4 ­ In Abweichung von Artikel 5 Absatz 1 und unbeschadet von Artikel 8 endet der Bewertungszyklus, wenn er in Anwendung von § 2 innerhalb von sechs Monaten vor dem in Anwendung von Artikel 5 Absatz 5 festgelegten Beginndatum der Bewertungszyklen beendet werden muss, am Tag vor diesem Beginn. Gegebenenfalls findet § 1 Anwendung.

	§ 5 - In Abweichung von Artikel 5 Absatz 1 und unbeschadet von Artikel 8 endet der Bewertungszyklus, wenn sein Ende in Anwendung von § 2 innerhalb von sechs Monaten nach dem in Anwendung von Artikel 5 Absatz 5 festgelegten Beginndatum der Bewertungszyklen vorgesehen ist, am Tag vor diesem Beginn. Gegebenenfalls findet § 1 Anwendung.


	Art. 8 - Am Ende eines Bewertungszyklus fordert der Bewerter das Personalmitglied zu einem Bewertungszyklusgespräch auf.

	Das Bewertungszyklusgespräch findet im letzten Monat des Bewertungszyklus oder im Monat nach Ende dieses Bewertungszyklus statt.

	Ist das Personalmitglied zum Zeitpunkt des Gesprächs abwesend, so findet dieses Gespräch spätestens innerhalb des Monats nach Wiederaufnahme der Arbeit statt.


	Art. 9 - § 1 ­ Während des Bewertungszyklus wird nach Aufforderung des Bewerters ein Mitarbeitergespräch geführt:

	1. bei Änderung der Arbeitsregelung, um die Leistungs- und Entwicklungsziele anzupassen,

	2. bei Wiederaufnahme der Arbeit eines Personalmitglieds, das ohne Unterbrechung mehr als siebzig Tage abwesend war, es sei denn, zu diesem Zeitpunkt muss ein Bewertungszyklusgespräch gemäß Artikel 8 stattfinden.

	§ 2 - Jedes Mal, wenn es nötig ist, und unbeschadet jedes informellen Gesprächs wird auf Antrag des Bewerters oder des Personalmitglieds ein Mitarbeitergespräch organisiert.

	Bei einem Mitarbeitergespräch können unter anderem folgende Punkte behandelt werden:

	1. Lösungen für Probleme in Bezug auf die Arbeitsweise des Personalmitglieds,

	2. Lösungen für Probleme, die die Verwirklichung vereinbarter Ziele behindern; diese Probleme können sowohl Organisation und Arbeitsweise des Dienstes, Begleitung durch den Bewerter als auch externe Faktoren betreffen,

	3. Entwicklung des Personalmitglieds innerhalb seiner derzeitigen Funktion,

	4. Laufbahnperspektiven und -bestrebungen des Personalmitglieds und Entwicklung von Kompetenzen, die zu diesem Zweck wünschenswert sind.

	Leistungs- und Entwicklungsziele können während des Mitarbeitergesprächs in gegenseitigem Einvernehmen angepasst werden.

	Kann kein Konsens erzielt werden, so organisiert der P&O-Direktor oder sein Beauftragter eine Vermittlung. Wenn die Vermittlung scheitert, fasst der Direktor oder, in dessen Ermangelung, der Generaldirektor einen mit Gründen versehenen Beschluss.


	Art. 10 - Ein auf Initiative des Bewerters organisiertes Mitarbeitergespräch kann frühestens zwanzig geleistete Tage nach Notifizierung des Berichts über das vorangegangene Mitarbeitergespräch stattfinden.


	Art. 11 - Unbeschadet von Artikel 13 kann das auf Initiative des Bewerters organisierte Mitarbeitergespräch Folgendes mit sich bringen:

	1. Unterstützungsparcours,

	2. Erteilung der Note "ungenügend".

	Unbeschadet von Artikel 10 entscheidet der hierarchische Vorgesetzte frühestens während des zweiten Mitarbeitergesprächs eines Bewertungszyklus über einen Unterstützungsparcours für das Personalmitglied.

	Die in Absatz 1 Nr. 2 erwähnte Note "ungenügend" wird bei einem Gespräch während des Bewertungszyklus und nach einem Unterstützungsparcours erteilt.


	Art. 12 - Der hierarchische Vorgesetzte setzt den P&O-Direktor von seinem Unterstützungsbeschluss in Bezug auf das Personalmitglied in Kenntnis.

	Der P&O-Direktor oder sein Beauftragter ist für die Umsetzung des Unterstützungsparcours des Personalmitglieds gemäß den in Titel II Kapitel 2 bestimmten Modalitäten verantwortlich. Er nimmt während des gesamten Unterstützungsparcours eine beratende Rolle gegenüber dem hierarchischen Vorgesetzten und dem Personalmitglied wahr.


	Art. 13 - Nach Ablauf der in Artikel 6 und Artikel 9 erwähnten Gespräche erstellt der Bewerter einen Bericht.

	Unbeschadet von Artikel 32 kann das Personalmitglied dem Bewerter zu jedem Bericht seine schriftlichen Beobachtungen und Bemerkungen übermitteln, deren Empfang der Bewerter bestätigt.


	Art. 14 - § 1 - Der Bewerter notifiziert dem Personalmitglied binnen zwanzig Werktagen ab dem Bewertungszyklusgespräch den Bewertungszyklusbericht.

	Vorbehaltlich einer Abweichungsbestimmung wird der in Absatz 1 erwähnte Bericht am Ende des Bewertungszyklus wirksam.

	§ 2 - Der hierarchische Vorgesetzte notifiziert dem Personalmitglied den Bericht über das in Artikel 11 Absatz 1 erwähnte Mitarbeitergespräch gemäß den in § 1 Absatz 1 bestimmten Modalitäten.


	Art. 15 - Der hierarchische Vorgesetzte führt gegebenenfalls nach Konsultierung des funktionellen Vorgesetzten das Gespräch, das mit einem Unterstützungsbeschluss oder mit der Erteilung der Note "ungenügend" abgeschlossen wird.


	Art. 16 - Für die Anwendung von Artikel 8 überprüft der P&O-Direktor oder sein Beauftragter, ob mit jedem Personalmitglied ein Bewertungszyklusgespräch geführt wird.

	Wird innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Ablauf des in Artikel 8 Absatz 1 erwähnten Bewertungszyklus und unbeschadet von Artikel 8 Absatz 3 kein Bewertungszyklusgespräch geführt, setzt der Bewertungszyklus am ersten Tag nach Ende des vorangegangenen Bewertungszyklus ein.


	Art. 17 - In Abweichung von Artikel 5 Absatz 1 wird das Ende des Bewertungszyklus durch den vom hierarchischen Vorgesetzten während des Bewertungszyklusgesprächs oder gegebenenfalls während des Mitarbeitergesprächs beschlossenen Unterstützungsparcours aufgeschoben, wenn der Bewertungszyklus während des Unterstützungsparcours endet.

	Unbeschadet des vorhergehenden Absatzes setzt das Gespräch, durch das der Abschluss des Unterstützungsparcours oder die Erteilung der Note "ungenügend" festgehalten wird, dem Bewertungszyklus ein Ende.

	In Abweichung von Artikel 14 § 1 Absatz 2 wird der in Absatz 2 erwähnte Gesprächsbericht mit dem ersten Tag des folgenden Monats wirksam.


KAPITEL 2 ­ Unterstützungsparcours


	Art. 18 - § 1 ­ Der Unterstützungsparcours ist eine "maßgeschneiderte" Begleitung des Personalmitglieds im Rahmen der Entwicklung seiner Laufbahn.

	Der Unterstützungsparcours entspricht den Bedürfnissen, die der hierarchische Vorgesetzte in der Situation des Personalmitglieds je nach Fall festgestellt hat, und zwar infolge:

	1. der Nicht-Verwirklichung der festgelegten Leistungsziele,

	2. der Notwendigkeit, die beruflichen Kompetenzen weiterzuentwickeln im Hinblick auf eine Laufbahnentwicklung oder Neuorientierung, um die Beschäftigungsfähigkeit des Personalmitglieds zu erhöhen.

	Der Unterstützungsparcours hat zum Ziel, dem Personalmitglied schnell spezifische Begleitmaßnahmen zur Verfügung zu stellen.

	§ 2 ­ Ein Unterstützungsparcours dauert mindestens sechs und höchstens zwölf Monate mit mindestens sechzig vom Personalmitglied geleisteten Arbeitstagen.

	Unbeschadet von Absatz 1:

	1. kann die vereinbarte Dauer des Unterstützungsparcours nur einmal angepasst werden,

	2. kann der Unterstützungsparcours in gegenseitigem Einvernehmen jederzeit beendet werden.


	Art. 19 - Unbeschadet von Artikel 7 § 3 und Artikel 11 begleitet der P&O-Direktor oder sein Beauftragter den Unterstützungsparcours und erstattet dem hierarchischen Vorgesetzten regelmäßig Bericht.

	Der P&O-Direktor oder sein Beauftragter ist insbesondere dafür zuständig:

	1. die Bedingungen der Unterstützungsvereinbarung vorzuschlagen,

	2. die Durchführung und den Verlauf des Unterstützungsparcours zu kontrollieren,

	3. die Rollen und Verantwortlichkeiten der Beteiligten im Rahmen des Unterstützungsparcours des Personalmitglieds zu bestimmen,

	4. über den Verlauf des Unterstützungsparcours Bericht zu erstatten, indem Schlussfolgerungen und gegebenenfalls Empfehlungen formuliert werden.


	Art. 20 - Die Unterstützungsvereinbarung betrifft folgende Aspekte:

	1. Ziele im Zusammenhang mit der Arbeitsweise, die dem Antrag auf Unterstützungsparcours zugrunde liegen,

	2. vorgesehene Begleitmaßnahmen,

	3. Dauer des Unterstützungszeitraums,

	4. Liste der erwarteten konkreten und messbaren Ergebnisse und gegebenenfalls die entsprechende Planung,

	5. Hilfsmittel und Unterstützungsformen, die vorgesehen werden müssen, und angepasste Mittel zur Entwicklung von Kompetenzen im Rahmen des Unterstützungsparcours.


	Art. 21 - § 1 ­ Während eines zu Beginn des Unterstützungsparcours organisierten Mitarbeitergesprächs einigen sich der hierarchische Vorgesetzte, das Personalmitglied und der P&O-Direktor oder sein Beauftragter auf den Unterstützungsparcours und dessen Modalitäten.

	In Abweichung von Absatz 1 und unbeschadet von § 4 kann das Personalmitglied den Unterstützungsparcours verweigern.

	Die Verweigerung des Unterstützungsparcours verhindert nicht, dass nach sechs Monaten unbeschadet der in Artikel 18 § 2 Absatz 1 erwähnten Mindestanzahl von sechzig geleisteten Tagen die Note "ungenügend" erteilt werden kann.

	In Abweichung von Artikel 7 § 1 konzentriert sich die Bewertung des Personalmitglieds im Unterstützungsparcours auf die beim in Absatz 1 erwähnten Mitarbeitergespräch festgelegten Leistungs- und Entwicklungsziele.

	§ 2 ­ In regelmäßigen Abständen, die von den Parteien des Unterstützungsparcours vereinbart werden, beschließt der hierarchische Vorgesetzte während eines Mitarbeitergesprächs insbesondere auf der Grundlage der Berichterstattung durch den P&O-Direktor oder seinen Beauftragten die weitere Vorgehensweise in Bezug auf den Unterstützungsparcours.

	§ 3 ­ Am Ende des vereinbarten Unterstützungsparcours und unbeschadet von Artikel 18 § 2 schließt der hierarchische Vorgesetzte den Unterstützungsparcours bei einem Gespräch ab und beschließt insbesondere auf der Grundlage der Berichterstattung durch den P&O-Direktor oder seinen Beauftragten, ob:

	1. das Personalmitglied einen neuen Bewertungszyklus beginnt,

	2. das Personalmitglied Anspruch auf eine Verlängerung des Unterstützungsparcours hat,

	3. dem Personalmitglied die Note "ungenügend" erteilt wird.

	Für Absatz 1 Nr. 1 und 3 wird das Mitarbeitergespräch einem Bewertungszyklusgespräch gleichgesetzt.

	§ 4 ­ Ein Unterstützungsparcours ist Pflicht für Personalmitglieder, denen die Note "ungenügend" erteilt wird.


	Art. 22 - Der P&O-Direktor oder sein Beauftragter erstattet dem hierarchischen Vorgesetzten und dem Bewerteten Bericht über die Fortschritte des Unterstützungsparcours, formuliert während eines Unterstützungszeitraums von sechs Monaten mindestens einmal Schlussfolgerungen und eventuell Empfehlungen.

	Am Ende des gemäß Artikel 20 vereinbarten Unterstützungszeitraums und unbeschadet von Artikel 18 § 2 erstattet der P&O-Direktor oder sein Beauftragter dem Bewerter und dem Bewerteten Bericht über die Schlussfolgerungen und eventuell über die Empfehlungen in Bezug auf die Entwicklung des Personalmitglieds und die Ausführung der Unterstützungsvereinbarung. Bei dieser Gelegenheit kann er dem hierarchischen Vorgesetzten vorschlagen:

	1. einen neuen Bewertungszyklus für das Personalmitglied zu beginnen,

	2. den Unterstützungsparcours für das Personalmitglied zu verlängern,

	3. die Note "ungenügend" zu erteilen.


KAPITEL 3 - Note "ungenügend"


	Art. 23 - Die Note "ungenügend" wird Personalmitgliedern erteilt, deren Arbeitsweise offensichtlich unter dem erwarteten Niveau liegt und die, ohne dass dies gleichzeitig geschehen muss:

	1. weniger als 50 Prozent ihrer Leistungsziele verwirklicht haben,

	2. nicht die Kompetenzen entwickelt haben, die erforderlich sind, um ihre Funktion auszuüben, und diese Funktion nicht mehr auf zufriedenstellende Weise ausüben können, obwohl ihnen dieses Ziel beim Bewertungszyklusgespräch zugewiesen worden ist.


KAPITEL 4 - Bewertungsakte


	Art. 24 - Eine individuelle Bewertungsakte umfasst:

	1. Identifikationsblatt mit Personalien, Dienstgrad, Klasse und Amt, in das der Betreffende bestellt ist,

	2. Funktionsbeschreibung,

	3. vereinbarte Leistungs- und Entwicklungsziele für die verschiedenen Bewertungszyklen,

	4. Berichte über eventuelle Mitarbeitergespräche,

	5. eventuelle Ersuchen um ein Mitarbeitergespräch, die nicht zu einem Gespräch geführt haben,

	6. Unterlagen, die auf Ersuchen des Personalmitglieds eingefügt worden sind,

	7. gegebenenfalls schriftliche Beobachtungen und Bemerkungen des Personalmitglieds gemäß Artikel 13,

	8. Bewertungszyklusberichte und gegebenenfalls Berichte über Mitarbeitergespräche,

	9. gegebenenfalls Widerspruchsakten mit Widersprüchen, Stellungnahmen der Bewertungskommission und Beschlüssen des leitenden Beamten,

	10. gegebenenfalls Unterstützungsvereinbarung und Unterlagen mit den Schlussfolgerungen des P&O-Direktors in Bezug auf den Unterstützungsparcours,

	11. gegebenenfalls Berichte über die verpflichtenden Mitarbeitergespräche in der Probezeit,

	12. gegebenenfalls Akten, Vorschläge oder Beschlüsse der Bewertungskommission.


	Art. 25 - Die individuelle Bewertungsakte steht dem Personalmitglied, seinem Bewerter, den Führungskräften bis zum leitenden Beamten einschließlich und dem Führungsdienst Personal und Organisation des betreffenden föderalen Dienstes zur Verfügung.

	Bei Mobilität zu einem anderen föderalen Dienst wird die Bewertungsakte dem neuen föderalen Dienst übermittelt.


KAPITEL 5 - Widerspruch gegen eine Note "ungenügend" und den Bewertungsbericht bei der Bewertungskommission


	Art. 26 - Für alle föderalen Dienste wird eine Kommission geschaffen, die für Widersprüche im Rahmen der Bewertung und für die Probezeit zuständig ist, nachstehend Bewertungskommission genannt.

	Die Bewertungskommission besteht aus einer französischsprachigen und einer niederländischsprachigen Abteilung.

	Gemäß Artikel 15 § 1 der koordinierten Gesetze vom 18. Juli 1966 über den Sprachengebrauch in Verwaltungsangelegenheiten bestimmt die Sprachrolle beziehungsweise die Sprachenregelung des Personalmitglieds, vor welcher Abteilung es erscheint.

	Personalmitglieder der deutschsprachigen Sprachenregelung erscheinen gemäß Artikel 27 § 1 Absatz 3 vor der Abteilung, deren Vorsitz vom stellvertretenden Präsidenten geführt wird, der die Kenntnis der deutschen Sprache nachweist.


	Art. 27 - § 1 ­ Die Bewertungskommission setzt sich pro Abteilung aus sechs Mitgliedern zusammen:

	1. einem Präsidenten, der vom Minister des Öffentlichen Dienstes bestimmt wird und in einer von ihm festgelegten Liste aufgeführt ist,

	2. fünf Mitgliedern, die in einer vom Minister des Öffentlichen Dienstes festgelegten Liste aufgeführt sind und von denen zwei von ihm und drei von den repräsentativen Gewerkschaftsorganisationen im Sinne von Artikel 7 des Gesetzes vom 19. Dezember 1974 zur Regelung der Beziehungen zwischen den öffentlichen Behörden und den Gewerkschaften der Bediensteten, die von diesen Behörden abhängen, bestimmt werden, bei jeweils einem Mitglied pro Organisation.

	Der französischsprachige Präsident führt den Vorsitz der französischsprachigen Abteilung. Der niederländischsprachige Präsident führt den Vorsitz der niederländischsprachigen Abteilung.

	Der Präsident, der die Kenntnis der deutschen Sprache nachweist, führt für die Akten der Personalmitglieder der deutschsprachigen Sprachenregelung den Vorsitz der französischsprachigen oder niederländischsprachigen Abteilung, je nachdem, ob er die französische oder niederländische Sprache beherrscht.

	§ 2 ­ Für die Zusammensetzung der in § 1 bestimmten Bewertungskommission und für jede Akte werden die Mitglieder unter den gemäß Artikel 28 bestimmten Personen bestimmt.


	Art. 28 - § 1 - Für die Anwendung von Artikel 27 legt der Minister des Öffentlichen Dienstes pro Abteilung eine Liste von drei Präsidenten fest, die unter den Inhabern einer Management- oder einer Führungsfunktion, den Inhabern einer leitenden Funktion und den Bediensteten der Klassen A3, A4 und A5, die einem föderalen Dienst angehören, ausgewählt werden.

	Einer der Präsidenten muss die Kenntnis der deutschen Sprache nachweisen.

	§ 2 - Der Minister des Öffentlichen Dienstes legt pro Abteilung eine Liste von achtzehn Mitgliedern fest, von denen:

	1. sechs von den leitenden Beamten der föderalen öffentlichen Dienste, den Präsidenten der föderalen öffentlichen Programmierungsdienste und dem Generalsekretär des Ministeriums der Landesverteidigung, die im Kollegium versammelt sind, vorgeschlagen werden,

	2. sechs von den im Kollegium versammelten leitenden Beamten der öffentlichen Einrichtungen für soziale Sicherheit vorgeschlagen werden,

	3. sechs von den im Kollegium versammelten leitenden Beamten der Einrichtungen öffentlichen Interesses vorgeschlagen werden.

	§ 3 ­ Die repräsentativen Gewerkschaftsorganisationen bestimmen pro Abteilung ihre Vertreter, das heißt achtzehn Mitglieder, von denen sechs den föderalen öffentlichen Diensten und dem Ministerium der Landesverteidigung, sechs den öffentlichen Einrichtungen für soziale Sicherheit und sechs den föderalen Einrichtungen öffentlichen Interesses angehören.

	Der Minister des Öffentlichen Dienstes lässt die von den repräsentativen Gewerkschaftsorganisationen bestimmten Mitglieder zu und nimmt diese Mitglieder in die in § 2 festgelegte Liste auf.


	Art. 29 - Die Bewertungskommission ist beschlussfähig, wenn mindestens sechs ihrer Mitglieder anwesend sind, wobei drei Mitglieder einschließlich des Präsidenten vom Minister des Öffentlichen Dienstes und drei Mitglieder von den repräsentativen Gewerkschaftsorganisationen bestimmt werden.

	In der Bewertungskommission sitzen mindestens eines der vom Minister des Öffentlichen Dienstes bestimmten Mitglieder und eines der von den repräsentativen Gewerkschaftsorganisationen bestimmten Mitglieder, die der Gruppe föderaler Dienste angehören, der das Personalmitglied untersteht.

	Wenn mehr als sechs Mitglieder anwesend sind und zum Zeitpunkt der Abstimmung die Anzahl der von der Behörde bestimmten Mitglieder nicht der Anzahl der von den repräsentativen Gewerkschaftsorganisationen bestimmten Mitglieder entspricht, so wird die Parität durch Auslosung wiederhergestellt. Der Präsident nimmt nicht an der Auslosung teil.


	Art. 30 - Ein Mitglied der Bewertungskommission darf nur tagen, wenn es in keiner Weise an der Erteilung der Note oder am Verlauf der Probezeit beteiligt gewesen ist.

	Der leitende Beamte des föderalen Dienstes, dem das Personalmitglied angehört, das Widerspruch eingelegt hat, tagt nicht.

	Das Personalmitglied und der Bewerter werden von Amts wegen vorgeladen, um angehört zu werden.

	Die Bewertungskommission kann den P&O-Direktor oder seinen Beauftragten oder jeden anderen an der betreffenden Bewertung Beteiligten, der in Artikel 2 Nr. 6 bis 17 erwähnt ist, anhören.

	Die Stimmabgabe ist geheim. Bei Stimmengleichheit bestimmt der Präsident die Ausrichtung der Stellungnahme oder, im Fall einer Probezeit, des Beschlusses oder des Vorschlags.


	Art. 31 - § 1 - Das Personalmitglied erscheint vor der Bewertungskommission; es kann sich von der Person seiner Wahl beistehen lassen; es darf sich nicht vertreten lassen.

	Der Verteidiger darf in keiner Weise der Bewertungskommission angehören.

	Das Erscheinen des Personalmitglieds auf seinen Antrag hin ist nicht unvereinbar mit der Nutzung neuer Kommunikationstechnologien. Das Einverständnis des Personalmitglieds ist erforderlich.

	§ 2 - Die Bewertungskommission berät ohne Anhörung des Personalmitglieds auf der alleinigen Grundlage der Bewertungsakte, wenn das Personalmitglied weder der ersten noch der zweiten Vorladung Folge geleistet hat.

	§ 3 - Die Abwesenheit des Bewerters hindert die Bewertungskommission nicht daran, zu beraten.

	§ 4 - Der Minister des Öffentlichen Dienstes erstellt eine Geschäftsordnung für die Bewertungskommission.


	Art. 32 - Binnen zwanzig Werktagen ab Notifizierung des Berichts kann ein Personalmitglied schriftlichen Widerspruch gegen diesen Bericht und die ihm erteilte Note "ungenügend" einlegen.

	Widerspruch wird beim leitenden Beamten eingelegt, der den Empfang sofort bestätigt und ihn unverzüglich der Bewertungskommission übermittelt. Der leitende Beamte übermittelt ihr ebenfalls eine Abschrift des Teils der in Artikel 24 erwähnten individuellen Bewertungsakte über den Bewertungszyklus, auf den sich der Widerspruch bezieht.

	In Abweichung von Artikel 25 kann die Kommission im Hinblick auf den Widerspruch Einsichtnahme in alle Schriftstücke der in Artikel 24 erwähnten individuellen Bewertungsakte beantragen.

	Der Widerspruch hat aufschiebende Wirkung. Gegebenenfalls beginnt der in Kapitel 2 vorgesehene Unterstützungsparcours frühestens am Tag nach dem Tag, an dem der leitende Beamte dem Personalmitglied die Stellungnahme der Bewertungskommission zusammen mit dem eventuell von ihm gefassten Beschluss übermittelt hat.


	Art. 33 - Wenn die Bewertungskommission vorgeschlagen hat, die Note "ungenügend" nicht beizubehalten, entscheidet der leitende Beamte:

	1. entweder der Stellungnahme der Bewertungskommission zu folgen,

	2. oder, wenn die Stellungnahme der Bewertungskommission nicht durch einstimmigen Beschluss ergangen ist, die Note "ungenügend" zu bestätigen.

	Er teilt dem Personalmitglied, das Widerspruch eingelegt hat, binnen zwanzig Werktagen ab Empfang der Stellungnahme seinen Beschluss mit.

	Hat die Bewertungskommission vorgeschlagen, die Note beizubehalten, so wird diese endgültig.

	Der leitende Beamte setzt das Personalmitglied, das Widerspruch eingelegt hat, unverzüglich davon in Kenntnis und teilt ihm die Stellungnahme mit.

	Eine Kopie der in Absatz 1 oder 3 erwähnten Mitteilung ist für den Föderalen Öffentlichen Dienst Politik und Unterstützung bestimmt.


KAPITEL 6 - Folgen für die Laufbahn


	Art. 34 - Wird binnen vier Jahren nach Erteilung einer ersten Note "ungenügend" eine zweite Note "ungenügend" erteilt, selbst wenn beide Noten einander nicht folgen, so entlässt der leitende Beamte das Personalmitglied wegen Berufsuntauglichkeit oder schlägt dies der Behörde vor, die die Ernennungsbefugnis innehat oder der die Ernennungsbefugnis übertragen worden ist.

	Der in Absatz 1 erwähnte Zeitraum von vier Jahren wird gegebenenfalls bis zu dem Zeitpunkt verlängert, zu dem er zweihundertvierzig geleistete Tage beträgt.


	Art. 35 - Artikel 34 findet keine Anwendung, wenn die Note "ungenügend" im Rahmen der Ausübung eines höheren Amtes erteilt wird.

	Diese Note setzt der Bestellung in ein höheres Amt von Amts wegen ein Ende.

	In der Funktion, Klasse oder Stufe, in der der Bedienstete ernannt ist, wird der Bewertungszyklus gemäß Artikel 7 § 2 Absatz 1 abgeschlossen.


	Art. 36 - Wegen Berufsuntauglichkeit entlassenen Bediensteten wird eine Entlassungsentschädigung zuerkannt.

	Die Höhe der Entschädigung ist in Artikel 21 des Königlichen Erlasses vom 13. Juli 2017 zur Festlegung der Zulagen und Entschädigungen der Personalmitglieder des föderalen öffentlichen Dienstes festgelegt.
TITEL III - Sonderbestimmungen für Personalmitglieder auf Probe


KAPITEL 1 - Dauer der Probezeit


	Art. 37 - Die Probezeit dauert ein Jahr. Sie beginnt vorzugsweise am ersten oder am fünfzehnten Tag eines Monats.

	Unbeschadet von Artikel 1 § 2 des Königlichen Erlasses vom 19. November 1998 über die den Personalmitgliedern der Staatsverwaltungen gewährten Urlaubsarten und Abwesenheiten wird die Probezeit in Vollzeit absolviert. Im Fall von Teilzeitleistungen wird die Dauer der Probezeit entsprechend verlängert.


	Art. 38 - § 1 ­ Für die Berechnung der Dauer der absolvierten Probezeit werden alle Zeiträume, in denen das Personalmitglied auf Probe im Stand des aktives Dienstes ist, berücksichtigt.

	§ 2 - Zeiträume der Abwesenheit während der Probezeit führen zu einer Verlängerung dieser Probezeit, sobald sie in einem oder mehreren Malen dreißig Werktage überschreiten, selbst wenn das Personalmitglied auf Probe im Stand des aktives Dienstes ist.

	Nicht berücksichtigt bei der Berechnung der dreißig Werktage werden Abwesenheiten aufgrund:

	1. von Jahresurlaub,

	2. der Artikel 14, 15 und 20 des Königlichen Erlasses vom 19. November 1998 über die den Personalmitgliedern der Staatsverwaltungen gewährten Urlaubsarten und Abwesenheiten,

	3. der Artikel 81 §§ 1 und 2, 82, 83 und 84 des Königlichen Erlasses vom 28. September 1984 zur Ausführung des Gesetzes vom 19. Dezember 1974 zur Regelung der Beziehungen zwischen den öffentlichen Behörden und den Gewerkschaften der Bediensteten, die von diesen Behörden abhängen,

	4. von Urlaub wegen Ausübung einer Funktion in einem Sekretariat, in einem Strategiebüro, im Büro für die allgemeine Koordinierung der Politik oder in einem Büro für allgemeine Politik eines Mitglieds der Föderalregierung.

	Bei einer eventuellen Verlängerung werden die in Absatz 1 erwähnten dreißig Leistungstage nicht berücksichtigt.

	§ 3 - In Abwesenheitszeiträumen behalten Personalmitglieder auf Probe ihre Eigenschaft als Personalmitglied auf Probe.

	§ 4 - Während der Verlängerung der Probezeit entscheidet der Bewerter in Absprache mit dem P&O-Direktor oder seinem Beauftragten, ob für das Personalmitglied auf Probe erforderlichenfalls entweder die Ausbildung fortgesetzt oder eine andere Fortbildungsmaßnahme ergriffen werden muss.


	Art. 39 - Unbeschadet der in Artikel 38 § 2 erwähnten Gründe für eine Verlängerung kann die Probezeit in den in Artikel 47 Absatz 1 Nr. 2 und Artikel 48 § 2 Absatz 1 Nr. 2 erwähnten Fällen um höchstens vier Monate verlängert werden.

	Während der Verlängerung der Probezeit behalten die Betreffenden ihre Eigenschaft als Personalmitglied auf Probe.


	Art. 40 - In jedem föderalen Dienst wird die Probezeit von einem Bewerter geleitet.

	Die Zustimmung des P&O-Direktors oder seines Beauftragten ist erforderlich, wenn dies in den Bestimmungen des vorliegenden Königlichen Erlasses ausdrücklich vermerkt ist.


KAPITEL 2 ­ Probezeitgespräche, Ablauf und Note "ungenügend"


	Art. 41 - Die Probezeit umfasst mindestens:

	1. ein Gespräch zur Planung der Probezeit,

	2. drei Mitarbeitergespräche, wie in Artikel 43 bestimmt,

	3. ein Gespräch am Ende der Probezeit.


	Art. 42 - Das Gespräch zur Planung der Probezeit findet innerhalb eines Monats nach Beginn der Probezeit statt. Unbeschadet von Artikel 3 legt der Bewerter während des Gesprächs zur Planung der Probezeit die Leistungsziele und mindestens zwei persönliche Entwicklungsziele fest, um:

	1. die optimale Eingliederung des Personalmitglieds auf Probe innerhalb seines föderalen Dienstes und im Allgemeinen innerhalb des föderalen öffentlichen Dienstes zu ermöglichen,

	2. festzustellen, ob das Personalmitglied auf Probe über die für die Ausübung der Funktion erforderlichen Fertigkeiten und Fähigkeiten verfügt, die im Zusammenhang mit der von ihm bekleideten Stelle stehen.

	Im Planungsgespräch des Personalmitglieds auf Probe wird bestimmt, in welchem Maß jedes in Absatz 1 erwähnte Ziel erreicht werden muss, um die Beurteilung der Entwicklung des Personalmitglieds auf Probe während jedes in Artikel 43 bestimmten verpflichtenden Mitarbeitergesprächs zu ermöglichen.


	Art. 43 - § 1 ­ Während der Probezeit werden drei Mitarbeitergespräche zwischen dem Bewerter und dem Personalmitglied auf Probe geführt. Sie werden gleichmäßig über die gesamte Bewertungsperiode verteilt.

	Diese Gespräche haben zum Ziel, eine Bilanz der Arbeitsweise des Personalmitglieds auf Probe, der erzielten Ergebnisse, der möglichen Schwierigkeiten und der zu ihrer Behebung einzusetzenden Mittel zu ziehen. Auf Antrag des Personalmitglieds auf Probe nimmt der P&O-Direktor oder sein Beauftragter an den Gesprächen teil.

	Um die Entwicklung des Personalmitglieds auf Probe während der Probezeit beurteilen zu können, werden die beim Planungsgespräch festgelegten oder bei einem vorangegangenen Mitarbeitergespräch angepassten Ziele bei jedem verpflichtenden Mitarbeitergespräch ergänzt, angepasst oder verdeutlicht.

	Jedes verpflichtende Mitarbeitergespräch wird mit einem Bericht abgeschlossen; der hierarchische Vorgesetzte kann auf der Grundlage der in Artikel 23 erwähnten Kriterien die Note "ungenügend" erteilen.

	§ 2 ­ Der Bewerter übermittelt dem Personalmitglied auf Probe binnen zwanzig Werktagen nach dem Gespräch den Bericht über das verpflichtende Mitarbeitergespräch. Eine Kopie davon wird unverzüglich dem P&O-Direktor übermittelt.

	§ 3 ­ Die bei den verpflichtenden Mitarbeitergesprächen in der Probezeit für die Arbeitsweise erteilte Note "ungenügend" hat keine Auswirkungen auf die Laufbahn des Bediensteten.

	Außer bei ausdrücklicher Vereinbarung zwischen dem Bewerter, dem Personalmitglied auf Probe und dem P&O-Direktor zieht die Note "ungenügend" die Befassung der in Artikel 26 bestimmten Bewertungskommission, die in Sachen Probezeit zuständig ist, nach sich.


	Art. 44 - § 1 - Am Ende der Probezeit fordert der Bewerter das Personalmitglied auf Probe zu einem Gespräch zur Bewertung der Probezeit auf.

	Das Gespräch zur Bewertung der Probezeit findet im letzten Monat der Probezeit, die eventuell verlängert wird, statt.

	Ist das Personalmitglied auf Probe zum Zeitpunkt des Gesprächs abwesend, so findet dieses Gespräch spätestens innerhalb des Monats nach Wiederaufnahme der Arbeit statt.

	§ 2 - Das Gespräch am Ende der Probezeit wird mit einem Bericht abgeschlossen; der hierarchische Vorgesetzte kann auf der Grundlage der in Artikel 23 erwähnten Kriterien die Note "ungenügend" erteilen.

	Die Note "ungenügend", die auf ein Gespräch am Ende der Probezeit folgt, zieht die Befassung der in Artikel 26 bestimmten Bewertungskommission nach sich.


	Art. 45 - Der P&O-Direktor oder sein Beauftragter oder bei Abwesenheit der leitende Beamte führt bei Untätigkeit des Bewerters selbst die Bewertung des Personalmitglieds auf Probe durch.


	Art. 46 - Ein Wechsel der Zuweisung eines Personalmitglieds auf Probe bringt ein verpflichtendes Mitarbeitergespräch in der Probezeit mit sich. Gegebenenfalls wird ein Planungsgespräch organisiert.

	Auf schriftlichen Antrag beziehungsweise auf Vorschlag der Bewertungskommission kann das Personalmitglied auf Probe während der Probezeit in einem anderen föderalen Dienst ernannt werden, sofern einerseits der leitende Beamte des föderalen Dienstes, in dem das Personalmitglied auf Probe zu Beginn seiner Probezeit ernannt war, oder sein Beauftragter und andererseits der leitende Beamte des anderen föderalen Dienstes oder sein Beauftragter ihre Zustimmung gegeben haben.


KAPITEL 3 ­ Befassung der Bewertungskommission


	Art. 47 - Außer im Fall einer in Artikel 43 § 3 Absatz 2 erwähnten Vereinbarung übermittelt der P&O-Direktor während der Probezeit, sobald einem Personalmitglied auf Probe nach einem verpflichtenden Mitarbeitergespräch die Note "ungenügend" für die Arbeitsweise erteilt worden ist, unverzüglich die Bewertungsakte des Personalmitglieds auf Probe an die in den Artikeln 26 bis 31 erwähnte Bewertungskommission, die je nach Fall:

	1. der in Artikel 51 bestimmten Behörde einen mit Gründen versehenen Entlassungsvorschlag vorlegt,

	2. entscheidet, ob die Probezeit fortgesetzt werden darf; gegebenenfalls geht der Beschluss einher mit einem Vorschlag zum Wechsel der Zuweisung des Personalmitglieds auf Probe innerhalb seines föderalen Dienstes an den leitenden Beamten oder mit einem Vorschlag zur Ernennung des Personalmitglieds auf Probe in einem anderen föderalen Dienst, gemäß Artikel 46.


	Art. 48 - § 1 - Nach Ablauf der Probezeit übermittelt der P&O-Direktor der Bewertungskommission unverzüglich die Bewertungsakte des Personalmitglieds auf Probe, dem die Bewertungsnote "ungenügend" erteilt worden ist.

	Er fügt der Akte einen mit Gründen versehenen Verlängerungs- oder Entlassungsvorschlag bei.

	§ 2 - Je nach Fall geschieht Folgendes:

	1. Die Bewertungskommission legt der in Artikel 51 bestimmten Behörde einen mit Gründen versehenen Entlassungsvorschlag vor, wenn der in § 1 Absatz 2 erwähnte Vorschlag ein Entlassungsvorschlag ist.

	2. Die Bewertungskommission entscheidet, ob die Probezeit verlängert werden muss; in diesem Fall läuft die in Artikel 39 bestimmte Dauer erst ab diesem Datum; gegebenenfalls geht der Beschluss einher mit einem Vorschlag zum Wechsel der Zuweisung des Personalmitglieds auf Probe innerhalb seines föderalen Dienstes an den leitenden Beamten oder mit einem Vorschlag zur Ernennung des Personalmitglieds auf Probe in einem anderen föderalen Dienst, gemäß Artikel 46.

	3. Die Bewertungskommission legt der in Artikel 51 bestimmten Behörde einen mit Gründen versehenen Ernennungsvorschlag gemäß Artikel 33 oder 37 des Königlichen Erlasses vom 2. Oktober 1937 zur Festlegung des Statuts der Staatsbediensteten vor; in diesem Fall gilt die Probezeit als günstig für die Ernennung und der erste in Artikel 5 bestimmte Bewertungszyklus beginnt am ersten Tag nach dem Datum der Urkunde über die Ernennung zum Bediensteten.


	Art. 49 - Nach Ablauf der Probezeit, die gemäß Artikel 48 § 2 Absatz 1 Nr. 2 verlängert wurde, übermittelt der P&O-Direktor der Bewertungskommission unverzüglich die Bewertungsakte des Personalmitglieds auf Probe, dem die Bewertungsnote "ungenügend" erteilt worden ist.

	Je nach Fall geschieht Folgendes:

	1. Die Bewertungskommission legt der in Artikel 51 bestimmten Behörde einen mit Gründen versehenen Ernennungsvorschlag gemäß Artikel 33 oder 37 des Königlichen Erlasses vom 2. Oktober 1937 zur Festlegung des Statuts der Staatsbediensteten vor; in diesem Fall gilt die Probezeit als günstig für die Ernennung und der erste in Artikel 5 bestimmte Bewertungszyklus beginnt am ersten Tag nach dem Datum der Urkunde über die Ernennung zum Bediensteten.

	2. Die Bewertungskommission legt der in Artikel 51 bestimmten Behörde einen mit Gründen versehenen Entlassungsvorschlag vor.


	Art. 50 - Die Bewertungsakte eines Personalmitglieds auf Probe ist Teil der in Artikel 24 erwähnten Akte des Personalmitglieds.


KAPITEL 4 - Folgen für die Laufbahn des Personalmitglieds auf Probe


	Art. 51 - Personalmitglieder auf Probe können wegen Berufsuntauglichkeit entlassen werden.

	Für jedes grobe Verschulden während oder anlässlich der Probezeit kann ein Personalmitglied auf Probe, das sich daran schuldig macht, fristlos entlassen werden.

	Der Betreffende muss vorher angehört oder befragt werden.

	In Absatz 1 und 2 erwähnte Entlassungen werden auf Vorschlag der Bewertungskommission vom leitenden Beamten ausgesprochen.


	Art. 52 - Entlassungen von Personalmitgliedern auf Probe wegen Berufsuntauglichkeit werden mit einer Kündigungsfrist von drei Monaten ausgesprochen.


TITEL 4 - Abänderungsbestimmungen


KAPITEL 1 - Abänderung des Königlichen Erlasses vom 2. Oktober 1937 zur Festlegung des Statuts der Staatsbediensteten


	Art. 53 - 55 - [Abänderungen des Königlichen Erlasses vom 2. Oktober 1937 zur Festlegung des Statuts der Staatsbediensteten]


KAPITEL 2 - Abänderung des Königlichen Erlasses vom 7. August 1939 über die Bewertung und die Laufbahn der Staatsbediensteten


	Art. 56 - 58 - [Abänderungen des Königlichen Erlasses vom 7. August 1939 über die Bewertung und die Laufbahn der Staatsbediensteten]


KAPITEL 3 - Abänderung des Königlichen Erlasses vom 12. Juni 2006 zur Regelung des Erwerbs der Eigenschaft als Staatsbediensteter durch die Militärperson durch Übertragung


	Art. 59 - 60 - [Abänderungen des Königlichen Erlasses vom 12. Juni 2006 zur Regelung des Erwerbs der Eigenschaft als Staatsbediensteter durch die Militärperson durch Übertragung]


KAPITEL 4 - Abänderung des Königlichen Erlasses vom 15. Januar 2007 über die Mobilität statutarischer Bediensteter im föderalen administrativen öffentlichen Dienst


	Art. 61 - [Abänderung des Königlichen Erlasses vom 15. Januar 2007 über die Mobilität statutarischer Bediensteter im föderalen administrativen öffentlichen Dienst]


KAPITEL 5 ­ Abänderung des Königlichen Erlasses vom 25. Oktober 2013 über die Besoldungslaufbahn der Personalmitglieder des föderalen öffentlichen Dienstes


	Art. 62 - 76 - [Abänderungen des Königlichen Erlasses vom 25. Oktober 2013 über die Besoldungslaufbahn der Personalmitglieder des föderalen öffentlichen Dienstes]




KAPITEL 6 - Abänderung des Königlichen Erlasses vom 25. April 2017 über die intraföderale Mobilität von Personalmitgliedern föderaler Dienste zu Diensten, die den Gerichtsbehörden beistehen


	Art. 77 - [Abänderung des Königlichen Erlasses vom 25. April 2017 über die intraföderale Mobilität von Personalmitgliedern föderaler Dienste zu Diensten, die den Gerichtsbehörden beistehen]


KAPITEL 7 ­ Abänderung des Königlichen Erlasses vom 26. April 2017 über die intraföderale Mobilität von Personalmitgliedern, die der Gerichtsbehörde beistehen, und zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 12. Juni 2006 zur Regelung des Erwerbs der Eigenschaft als Staatsbediensteter durch die Militärperson durch Übertragung


	Art. 78 - [Abänderung des Königlichen Erlasses vom 26. April 2017 über die intraföderale Mobilität von Personalmitgliedern, die der Gerichtsbehörde beistehen, und zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 12. Juni 2006 zur Regelung des Erwerbs der Eigenschaft als Staatsbediensteter durch die Militärperson durch Übertragung]


KAPITEL 8 - Abänderung des Königlichen Erlasses vom 13. Juli 2017 zur Festlegung der Zulagen und Entschädigungen der Personalmitglieder des föderalen öffentlichen Dienstes


	Art. 79 - Artikel 35 des Königlichen Erlasses vom 13. Juli 2017 zur Festlegung der Zulagen und Entschädigungen der Personalmitglieder des föderalen öffentlichen Dienstes wird wie folgt abgeändert:

	1. In Absatz 1 werden die Wörter ", als habe er darin jedes Jahr die Note "entspricht den Erwartungen" erhalten" aufgehoben.

	2. Absatz 2 wird aufgehoben.


TITEL 5 - Aufhebungsbestimmungen


	Art. 80 - Der Königliche Erlass vom 24. September 2013 über die Bewertung im föderalen öffentlichen Amt wird aufgehoben.


	Art. 81 - Der Ministerielle Erlass vom 13. Januar 2016 zur Billigung der gemeinsamen Geschäftsordnung der Widerspruchsausschüsse für Bewertungen wird aufgehoben.




TITEL 6 - Übergangsbestimmungen


	Art. 82 - Für Bewertungsperioden und Widerspruchsverfahren in Bezug auf Bewertungen, die am Datum des Inkrafttretens des vorliegenden Erlasses laufen, gelten weiterhin die vor diesem Datum gültigen Bestimmungen.

	Für Probezeiten und Verfahren in Bezug auf Probezeiten, die bei der zuständigen Kommission anhängig sind und am Datum des Inkrafttretens des vorliegenden Erlasses laufen, gelten weiterhin die vor diesem Datum gültigen Bestimmungen.

	Für Verfahren in Bezug auf Beförderungen durch Aufsteigen in die höhere Klasse oder durch Aufsteigen in die höhere Stufe, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorliegenden Erlasses laufen, gelten weiterhin die an diesem Datum gültigen Bestimmungen.

	Für Verfahren in Bezug auf Dienstgradwechsel, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorliegenden Erlasses laufen, gelten weiterhin die an diesem Datum gültigen Bestimmungen.

	Für Verfahren in Bezug auf Versetzungen, die am Datum des Inkrafttretens des vorliegenden Erlasses laufen, gelten weiterhin die an diesem Datum gültigen Bestimmungen.

	Für Verfahren in Bezug auf föderale, interföderale oder intraföderale Mobilität, die am Datum des Inkrafttretens des vorliegenden Erlasses laufen, gelten weiterhin die an diesem Datum gültigen Bestimmungen.

	In Abweichung von Artikel 6 § 2 behalten Personalmitglieder, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorliegenden Erlasses eine Funktionsbeschreibung haben, diese Funktionsbeschreibung bis zu dem Zeitpunkt bei, an dem sie die Funktion wechseln.


	Art. 83 - In Abweichung von Artikel 20 des Königlichen Erlasses vom 25. Oktober 2013 über die Besoldungslaufbahn der Personalmitglieder des föderalen öffentlichen Dienstes können Personalmitglieder, die entweder in Anwendung der Artikel 20 Absatz 2, 21 Absatz 2 und 22 Absatz 2 oder der Artikel 43 und 46 des vorerwähnten Königlichen Erlasses vom 25. Oktober 2013, so wie am Tag vor Inkrafttreten des vorliegenden Königlichen Erlasses gültig, innerhalb einer Frist von höchstens zwölf Monaten nach Inkrafttreten des vorliegenden Königlichen Erlasses die Beförderung in der Gehaltstabelle oder die Dienstaltersverbesserung in Anspruch nehmen können, die Beförderung in der Gehaltstabelle beziehungsweise die Dienstaltersverbesserung auf der Grundlage der vorherigen Bestimmungen erhalten.

	Wenn Personalmitglieder infolge eines Dienstgradwechsels oder einer Änderung der Rechtsstellung, die in den Artikeln 26 oder 59 beziehungsweise den Artikeln 19 und 53 des Königlichen Erlasses vom 25. Oktober 2013 erwähnt sind und die gleichzeitig mit Inkrafttreten des vorliegenden Königlichen Erlasses eintreten, entweder in Anwendung der Artikel 20 Absatz 2, 21 Absatz 2 und 22 Absatz 2 oder der Artikel 43 und 46 desselben Königlichen Erlasses, so wie am Tag vor Inkrafttreten des vorliegenden Königlichen Erlasses gültig, den beschleunigten Laufbahnaufbau in Anspruch nehmen können, so gelten für das betreffende Personalmitglied die vorherigen Bestimmungen.


TITEL 7 - Schlussbestimmungen


	Art. 84 - Vorliegender Erlass wird wirksam mit 1. Januar 2022.


	Art. 85 - Unsere Minister sind, jeweils für ihren Bereich, mit der Ausführung des vorliegenden Erlasses beauftragt.


	Gegeben zu Brüssel, den 14. Januar 2022

	
PHILIPPE

Von Königs wegen:

Die Ministerin des Öffentlichen Dienstes
P. DE SUTTER
________

